
Inhaltsverzeichnis

l. Vorbereitende Baideitplanung

2. Entwicklungsbedingungen und -Voraussetzungen

3. Festsetzungen, Hinweise und zu beachtende
öffentliche Belange

4. Naturschutzrechtliche Belange

4. l Küsten- und Gewässerschutzstreifen nach § 19 LNatG M-V
4. 2 Bauverbotszone nach § 89 LWaG M-V
4. 3 Nationalpark Vorpommersche Boddeulandschaft

5. Erschließung des Plangebietes

Trmkwassen/'ersorgung
Abwasserbehandlung
Niederschlagswasserentsorgung
Energieversorgung
Abfallent sorgung
Straßenerschließung
Wännetecltoische Versorgung
Femmeldetechnische Versorgung

6. Landschaftspflegerische Belange

6. l Ökologische Bewertung der erweiterten Abnmdimgsbereiche
- Landschaftsdiagaose -

6. 2 Ermittlung des Wertverlustes durch die
geplanten Baumaßnahmen

6. 3 Festlegung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

6. 3. 1 Ausgleichsmaßnahmen
6. 3.2 Ersatzmaßnahmen

7. Zusammenfassung

Bescheid über die Ausnahme von den Verboten nach §19 LNatG M-V

Seite

l

2

5

5

5

5

6

6

6

7

8

8

8

8

8

21
30

30
31

33



Begründung des Satzungserfordernisses

l. Vorbereitende Bauleitplanung

Die Gememdevertretimg der Gemeinde Ummanzhat mit Datum vom 22. August 1990 die Erarbei-
tung eines Flächennutzimgsplanes beschlossen. Nach Bearbeitung von zwei Entwurfsvarianten zu
denen verschiedene Bedenken und Aiu-egungen durch die Träger öflfentlicher Belange vorgebracht
wurden, hat die Gemeindevertretung Ummanz am 27. Januar 1992 die Bearbeitung eines 3. Ent-
wairfes beschlossen.

Der 3. Entwurfhat nach Bearbeitung in der Zeit vom 23. März 1992 bis zum 23. April 1992 öfifent-
Uch ausgelegen. Die berührten Träger öfifentücher Belange sind mit Datum vom 13 März^l992 mit
den Entwurfsunterlagen beteiligt worden. In diesen ist die durch die Satzung überplante Fläche als
"WA" erfaßt und dargestellt worden.

Der bearbeitete 3. Flächemiutzungsplanentwurf wurde nach Abwägung der Bedenken und Anregim-
gen zur Genehmigung beim Ministerium für Bau, Landesentwicklimg und Umwelt Mecklenburg-
Vorpommern zur Genehmigimg eingereicht. Aufgnmd der Äudenmg der Planungsabsichteiimemem
anderen als durch die Satzung betroffenen Gemeindebereich wurden die Unterlagen durch die Ge-
memdevertretung von dem Genehmigungsantrag zurückgezogen.

Um die nüt dem Flächennutzimgsplanentwurf dargestellte Nutzimg, m reduzierter Form demioch zu
realisieren, hat die Gemeindevertretung die Aufstellung einer Klarstellungssatzung mit Abrundimg
und ei'weiterter Abnmduag beschlossen.

Da die Gemeinde keinen genehmigten Flächemiutzimgsplan besitzt, ist fiir die betrofiEeaen erweiter-
ten Abiimdungsflächen von Standorten im Außenbereich auszugehen, die momentan als Fläche für
die Landwülschaft betrachtet werden imd ohne Satzungsrecht nicht bebaubar wären. Entsprechend
dem Amtsblatt M-V "Hinweise zum üivestitionserleichtenmgs- imd Wohiibaulandgesetz nach In-
krafttreten der Landesbauordiiung Mecklenburg-Vorpommern" vom 5. Oktober 1994 - H 600 -
(findet hier noch Anwendung, da AufsteUimg der Satzung nach BauGB in der alten Fassung) steht
der Embeziehimg von Außenbereichsflächen "..., anders als bei einer Abnmdimgssatzimg m Verbin-
düng mit einer Entwicklungssatztmg nach § 34 Abs. 4 Satz l Nr. 2 BauGB, in der Regel nicht entge-
gen,"daß die betreflfende Flache im Flächemiutzimgsplan als Hache für die Landwirtscliaft dargesteUt
ist, weü diese im Abgrenzungsbereich eine Art Auffangnutzimg bildet. ".

Im Planbereich werden die zur Zeit noch un Außenbereich gelegenen Gnmdstücke über eine erwei-
terte Abnmdung m den Linenbereich des Ortes Mursewiek, Bereich Neu-Mursewiek einbezogen uiid
für eine Bebauung zu Wohnzwecken vorbereitet.



2. Entwicklunffsbedinffuneen und -voraussetzunsen

Der betroffene Ortsbereich ist nicht Bestandteü eines Bebauungsplanes i. S. des § 30 Abs. l BauGB.
Der Gesetzgeber hat mit § 4 Abs. 2 a BauGB-MaßnahmenG i. V. m. § 34 BauGB eme Regelung ge-
schaffen, die das Anliegen der städtebaulichen Entwicklung auch m den übrigen Gemeindebereichen
verwirklicht.

Für die Klarsteüimgs- und Abnmdungsbereiche sind danach Vorhaben zulässig, weim sie sich nach
Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Gnmdstücksfläche, die überbaut werden
soll, in die Eigenart der näheren Umgebung ein&gen. Für die Flächen, die über eine erweitei-te Ab-
nmdung erfaßt werden, ist die Einbeziehimg ausschließlich zugimsten Wohnzwecken dienender Vor-
haben zulässig. Der angrenzende Bereich ist durch eine überwiegende Wohnautzung geprägt. Die
Satzung dient der geordneten städtebaulichen Entwicklung, wobei eine Abnmdung (Begradigimg =
Vereinfachimg) der Ortsgrenze vorgenommen wird und der Deckung eines dringenden Wohabe-
darfes, der nachweisüch m der Gememde Un3manz vorhanden ist.

Es wird ein vorhandener Wolmbereich, der mit einer Stichstraße und Wendehammer verkehrsmäßig
erschlossen ist, vervollständigt und die vorhandenen freien Grundstücke für eine Bebauung planuags-
rechtlich vorbereitet. Desweiteren wird eine Lücke zwischen dem Wohnbereich und emer alten Ge-

höftlage einzeilig, an der vorhandenen Straße gelegen, geschlossen, um den Zusammenliang des
Ortsteües Mursewiek zu untermauern. Der Ortsrand wird sinnvoll "abgerundet" (begradigt), wobei
durch die direkte Aabindimg an die bestehende Ortslage vorhandene Erschließimgs- und Infi-astmk-
tm-anlagen genutzt werden. Durch die Planung wird eme Zersiedlung der Landschaft vermieden und
eine flächenschonende Erschließung sichergestellt.

Die Voraussetzungen für die Anwendung einer Satzung gemäß § 4 Abs. 2 a BauGB-MaßnahmenG
sind in dem betrofifeneii Ortsbereich gegeben:

a) ~ Die einzubeziehenden Hächen müssen ummttelbar an den im ZusaD3menhaiig bebauten oder
zu entwickelnden Ortsteü angrenzen.

- Dieser Grundsatz ist durch die Uberplanimg einer Baulücke zwischen vorhandenen Wohnge-
bäuden und einer bewohnten Gehöftlage (kleine Baulücke von ca. 50m zwischen den be-
stehenden Gebäuden) sowie dem Abschluß einer Straßenzeüenbebauuiig um emen vorhande-
neu Wendehan3mer im Außenbereich erfiillt handelt.

b) - Der an die Außenbereichsflächen angreuzende Bereich des Ortsteües muß überwiegend mit
Wohngebäuden bebaut sein.

- Die angrenzende Bebauung ist durch eine überwiegende Wohnnutzung geprägt.

c) - In der Satzung dürfen Außenbereichsflächen nur msoweit einbezogeii werden, als sie insge-
samt noch nach Art und Maß der baulicheu Nutzung durch den angrenzenden Bereich ge-
prägt werden.



Durch die Klemteüigkeit der Baulücke ist die Prägung durch Art und Maß der angrenzenden
Bebauung gewährleistet, die durch eimge Festsetzungen dieser Satzung noch unterstrichen
wird.

d) - Die Einbeziehmig der Außenbereichsflächen darf nur zugunsten von Wohngebäuden ein-
schließlicli der dazugehörenden Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen erfolgen, wobei in
der Satzung festzusetzen ist, daß ausschließüch Wohngebäude zulässig sind.

- Mit den §§2 und 3 der Satzung wurde für die Bereiche der erweiterten Abrundung festge-
setzt, daß nur Wolmgebäude zulässig sind, die sich nach JVEaß der baulichen Nutzung, der
Bauweise und der Gnmdstücksflläche, die überbaut werden soU, in die Eigenart der näheren
Umgebung einfiigen.

Mit der Satzung wird der anhaltenden Nachfrage nach Baugnmdstücken für Wohnhäuser im Bereich
Neu-Mursewiek entsprochen. Diese Nachfi-age kann mit zahlreichen Anträgen aufBaulauderwerb im
Geltungsbereich oder durch Planungsabsichten von Gnmdeigenfrümem belegt werden. Der Standort
hat für viele Bewerber einen hohen Anreiz, da es sich um einen erschlossenen Bereich im Zusammen-
hang mit einer bestehenden Ortslage handelt, der zudem m einer attraktiven Landschaft liegt.

Schon zu DDR - Zeiten wurde eine "Vervollständigimg" des Wohngebietes geplant. So sind auch die
vorhandenen Erschließungsanlagen (Straße, Wendehammer) für mehr Gebäude als derzeitig vorhan-
den geplagt worden.

Mit der Vorbereitung der Grundstücke fiir eine Bebauung ist der gememdlich vorhandene Wohnbe-
darfuicht abgegolten. Die Problematik ist aber etwas entschärft worden. Da die Genieinde momen-
tan keine größeren Baugebiete für eine Wolmbebauimg bereitstellen kann, wird auch in nächster Zu-
kimft die oben genannte Problematik vorwiegend über die Schüeßmig der vorhandenen mnerörtli-
chen Baulücken zu lösen sein.

Damit entspricht die Gemeinde Ummanz demAiisimien des Ersten Landesraumordnungsprogrammes
Mecklenburg-Vorpominem, das ebenfaüs der VervoUständigimg und Festigung vorhandener Stand-
orte den Vorrang vor der Erschließung neuer Siedlmigsflächen eim-äumt.

Zur Verwirklichung eines angepaßteren städtebaulichen Gedankens hat die Gemeinde eine Verände-
mng der Einordiiimg des Baufensters auf den Gnmdstücken 13 a und 14a (alt 13 u. 14) im Gegensatz
zum l. Auslegungs- und Beteüiguiigsentwurfvorgenonimeii.

Auf dem Grundstück (jetzt 13b u. 14b) befindet sich bereits ein Doppelhaus arit einer gemeinsamen
Zufahrt von der vorhandenen Plattenstraße. Durch die Verlagerung des Baufensters ist nunmehr die
Emordaung des geplanten Doppelhauses in gleicher Tiefe und Anordnung möglich. Somit entsteht
als Gesamtes ein symetrisches Büd, welches durch das vorhandene, direkt an der Straße gelegenen
Gebäude den Eindruck eines Dreiseitgehöfes ergibt. Auch das geplante Doppelhaus soll ehe ge-
meinsame Zufahrt von der Plattenstraße erhalten, was die Symmetrie noch unterstreicht. Durch die
Planung entsteht eine m sich geschlossene, städtebaulich abgerundete Anlage. Die Gememde be-
trachtet diese, mit dem 2. Entwurf vorgesehene Eiaordnung der baulichen Aulagen als wesentlich



günstiger für die Ortsbildgestaltung, als mit dem l. Entwurf dargelegt. Der Geltungsbereich wurde
deshalb m diesem Bereich'erweitert, nicht aber die Größe des Baufensters. Durch die Aufaahme der
neu vermessenen Grundstücke in den Geltimgsbereich wurde sichergesteUt, daß bei Berecluiung der
überbaubaren Gnmdstücksfläche über die GRZ auch die notwendige Größe für die Errichtung des
Doppelhauses mit den entsprechenden Nebenanlagen erzielt wird. Grundlage dafür istjabekamitlich
nicht die gnmdbuchUche Gnmdstücksgröße, sondern die mit dem Geltungsbereich erfaßte Flache des
Gnmdstückes. Im Gegensatz zum l. Entwurf wurde die GRZ nunmehi auf die Baugiimdstücksgröße
im ZusammeiAang mit der notwendigen überbaubaren "Baufläche" abgesteUt und verringert.

3. Festsetzungen. Hinweise und zii beachtende öffentliche Belange

Für die klargesteUten und abgenmdeten Bereiche ümerhalb des Geltungsbereiches wurden keine ge-
sonderten Festsetzungen mit~der Satzimg erhoben, da der § 34 Abs. l BauGB hierfür hmreichead ge-
naue Aussagen trifft. Danach sind Vorhaben mnerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteilezu-
lässig, wenn sie sich nach Art imd Maß der baulichen Nutzung der Bauweise und der Gnmdstücks-
fläche, die überbaut werden soU, m die Eigenart der näheren Umgebung einfügen. Die Aiifordenm-
gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben; dasOrtsbild darfmdit be-
emträchtigt werden. Diese gesetzlichen Festlegungen sind Grundlage für die Bewertung der Bauan-
träge imd'bedürfen für die Satzung keiner zusätzlichen Absichenmg.

Im Gegensatz dazu sind für die ei-weiterten Abnmduagsflächen Festsetzimgei^aufgenommeti wor-
den, die die Entwicklung der bauUchen Anlagen im Ralunen der gesetzlichen Zulässigkeitenj-egehi.
In diesen wird auf die G'ebäude und die notwendigen Ausgleichsmaßnalmen für den Eingriff m Natur
und Landschaft abgestellt.

Belange der Wasser- und Schififahrtsverwaltung werden durch dieses Vorhaben nicht berührt. Es ist
aber bei der Bebauung darauf zu achten, daß keine Lichter bzw. Beleuchtungsanlagen errichtet wer-
den. die die Schiffahrt stören, zur Verwechslung mit Schiffahrtszeichen Aulaß geben oder die
SchiffsfiArer durch Blendwirkimgen oder Spiegelungen irrefülu-en. Geplante Beleuchtungsanlagen
oderLeuchtreklamen, die von der Wasserstraße aus sichtbar sind, sind dem Wasser- und ScUff-
fahilsamt Stralsund fi-ühzeitig anzuzeigen.

Belange des Denkmalschutzes werden durch die Satzung nicht berührt Baudenkmäler smd im Gel-
tungsbereich mcht vorhanden. Nach dem gegenwärtigen Keimtmsstand smd auch keine Bodendenk-
mäler im Geltungsbereich bekamit. Als Hinweis zur Satzung wurden die Verhaltensregeto bei Baube-
ginn bzw. Bodendenkmalfimd aufgenominen.

Immissionsschutzi-echtUche Probleme sind im Geltungsbereich ebenfaUs nicht zu erwarten. Auch die
angrenzend gelegene Kläranlage (Typ 178/9,46) birgt keine Konflikte hmsichtliA einer Gemchsbe-
lä^igimg. Im Zuge der AufsteUimg der Satzung wurden an^-enzend wohnende Bürger hmsichtlich
der benamiten Problematik befi-agt. Es sind seit 1981 keine Belästigimgen der Kläranlage auf die
nebehegenden Nutzungen bekaniit. Da die Kläranlage ohne Samenmg keine Neuaiiscblusse erhalt ist
davon auszugeben, daß dieser Puakt kerne Relevanz erhält (siehe dazu auch Pimkt 5. Abwasserbe-
handlung).



4. Naturschutzrechtliche Belange

4. l Küsten- und Gewässerschutzstreifen nach §19 LNatG M-V

Der durch die Klarsteüungssatzung mit Abnmdimg und erweiterter Abnmdung betrofiene Ortbe-
reich Neu-Mursewiek ist teüweise durch den Küsten- und Gewässerschutzstreifen von 200 m gemäß
§ 19 Landesnaturschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern gekeimzeichnet.

Die derzeitig vorhandene Bebauung des Ortsteües Mursewiek befindet sich größtenteils im 200 m -
Gewässerschutzstreifen. Eine städtebauüch sümvoüe Abnmdimg bietet sich dennoch an. Die neu er-
faßten Standorte befinden sich nicht in so großer Tiefe im Küstenschutzbereich wie die vorhaiidenen
Gebäude und befinden sich außerhalb eines 100 m - Streifens (ca. 120 - 130 m).

Dm-ch die zuständige Behörde, der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Rügen kann die
Ausnahme von den Verboten des § 19 des o. g. Gesetzes in Aussicht gestellt werden, Zum Geneh-
migungsantrag ist die Erteüung der Ausnahme nachzuweisen.

4. 2 Bauverbotszone nach § 89 LWaGJ^Y

Entsprechend dem § 89 Landeswassergesetz Mecklenburg-Vorpommern befindet sich ein Teil des
Geltungsbereiches, m dem gleichen Abstand wie unter Punkt 4. l beschrieben, in emem 200 m -
Bereich, in dem nach Abs. l außerhalb eines Bebauungsplanes Bauverbot besteht.

Gemäß Abs. 2 Nr. 4 des o, g. Paragraphen gilt dieses Verbot nicht für bauUche Anlagen, die im
Iimenbereich nach § 34 BauGB en-ichtet oder wesentlich geändert werden. Die nördlichste erwei-
terte Abrundungsfläche (am Wendehammer) befindet sich im benaimten Küstenschutzstreifen. Für
diese Flächen wurden mit der Satzung Ausgleichs- und Ersatzmaßnalunen festgesetzt bzw. gesichert.

Da die städtebauliche und mfrastrukturelle Situation günstig fiir diese Bebauung zu bewerten ist (da
die vorhandene Bebauung bereits überwiegend m dem Schutzstreifen üegt), wurde durch die zu-
ständige Behörde, das Staatliche Amt für Umwelt und Natur Stralsund die Ausnahmegenehmigimg
nach § 89 Abs. 3 LWaG M-V mit Schreiben vom 22. 09. 1997 erteilt. Ehe negative Beeinträchtigimg
des benannten Bereiches ist durch die geplante Bebauung, vorwiegend zu Wolmzwecken, nicht zu
ei-warten.

4. 3 Nationalpark Vmpnmmersche Boddenlaiidschaft

Der Küstenbereich ist teüweise Bestandteü des Nationalparkes Vorpommersclie Boddenland-
schaft. Der gesamte Satzungsbereich befindet sich außerhalb diese Schutzgebietes, aber m direkter
Nähe. Eine negative Beeinflussung des Nationalparkes ist durch die geplante Bebauung ebenfalls
nicht zu erwarten.

Durch das National? arkamt Voipommersche Boddeülandschaft wurde un Beteiligimgsverfahren da-
zu erklärt, daß keine Einwände gegen die Satzung erhoben werden. Vorsorglich wü-d darauf
hingewiesen, daß zuküuftig für das anliegende Ufer am Focker Stromes der Bau von Bootsstegen,
eines Hafens sowie andere Eingriffe nicht genehmigungsfälüg smd.



5. Erschließung des Plangebietes

Die Erschließung der vorhandenen und der geplanten Bebauung im Satzungsbereich ist gewährleistet
bzw. kann gesichert werden.

Triukwa sserversorgimg

Die Trinkwasserv'ersorgimg ist für den Geltungsbereich der Satzung gesichert. Der betroffene Orts-
bereich ist über das zentrale Leitungsnetz Gingst - Ummanz erschlossen.

Das vorhandene Leitimgsnetz kaim nach Bedarf für Neuplanxmgen über normale Anschlußleitungen
erweitert werden.

Zusammenfassend kaim zu dem Thema festgesteUt werden, daß die Versorgung der vorhandenen
Nutzungen gesichert und die Bereitstellung für gqplante Vorhaben möglich ist.

Träger der Gememschaftsanlagen (ausgebautes Leitungsnetz) ist der Zweckverband Wasserversor-
gung und Abwasserbehandlung Rügen und die Gemeinde Umman. z.

Abwasserbehandlung

Derzeitig erfolgt die Entsorgimg der Abwässer im Geltungsbereich aufunterschiedliclie Art und
Weise.

Die Gebäude der Flurstücke 13 und 14, der Gemarkimg Mursewiek, Hur 2 entsorgen ihre anfaüen-
den Abwässer in eigenen Hauskläranlagen. Die übrigen Nutzungen im Geltungsbereich werden über
die Ortskläranlage (Standort m der Zeichnung dargestellt) entsorgt.

Bei der Ortskläranlage handelt es sich um eine KlemUäranlage vom Typ 178/9,46 die 1981 für den
Anschluß von 21 Eigenheimen init ca. 162 Einwohner vorgesehen war. Diese berechnete Kapazität
wurde nie ausgelastet. Die Anlage verfügt aber nicht über eine biologische Reiuigimgsstufe. Das
bedeutet, daß bevor diese Anlage nicht saniert ist, weitere Anschlüsse durch den Betreiber nicht
vorgenommen werden dmfen.

Die Anlage wurde in der Vergangenheit durch die Gememde Ummanz an den Zweckverband Was-
seiversorgung und Abwasserbehandlung Rügen übergeben. Das bedeutet, daß sich niumiehr auf die
an dieser Kläranlage angeschlossenen Grundstücke bzw. Haushalte das Satzimgsrecht (Abwasser-
Satzung und Abwasserbeitrags- und gebülrreasatzimg) des Zweckverbandes (Betreiber) erstreckt.

Der Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbehandlung Rügen ist per Bescheid vom
09. 11. 1994 fiir die Abwasserentsorgimg des Ortsteües Mursewiek durch die Untere Wasserbehörde
im Umweltamt des Landkreises Rügen gemäß § 40 Abs. 3 Ziffer 7 Wassergesetz des Landes M-V
bis zum 31. 12. 1999 befreit. Das bedeutet, daß die Abwasserentsorgung während der Befi-eimig des
Zweckverbandes demjenigen obliegt, bei dem das Abwasser anfällt. Dies hat zur Folge, daß die
Abwasserentsorgung des Ortsteiles Mursewiek bis zum 31. 12. 1999 dezentral, d. h. mittels Gnmd-
stückskläranlagen erfolgen muß.



Die Befreiung des Zweckverbandes von der Erfiillimg des Pflichtaufgaben des Abwasserentsorgung
bezieht sich nicht auf die im Gebiet bereits vorhandene kommunale Anlage mit Offentlichkeitscharak-
ter, die sich m der Rechtsträgerschaft des Zweckverbandes befindet.

Über die Verlängei-ung der Befi-eiung des Zweckverbandes über den Zeitraum ab 01. 01.2000 hinaus
wird durch die Untere Wasserbehörde im gesonderten wasserrechtUchen Verfahren unter Berück-
sichtigimg der Voraussetzungen des § 40 Abs. 3 Zififer 7 LWaG M-V und bei Vorliegen des erbrach-
ten Nachweises für die einzelnen Grundstücke, daß die dezentrale Abwasserentsorgung mittels
Grundstücksüäranlagen (Erreichbarkeit des Vorfluters, Gnmdstücksgi'öße u. ä. ) überhaupt möglich
ist, entschieden.

Nach Aussage des Landkreises, Untere Wasserbehörde ergibt sich damit folgender Verfahrensweg
für die Abwasserentsorgung der zur Bebauung vorgesehenen Grundstücke.

Die Bauherren stellen bei der Unteren Wasserbehörde den Antrag auf Erteilung einer
Wasseirechtlichen Erlaubnis für das Einleiten des m einer Kleinklärarilage nach DW 4261
behandelten Abwassers in ein Gewässer (einschUeßlich Gnmdwasser).

Die Untere Wasserbehörde pi'üfi die Möglichkeit der dezentralen Abwasserentsorguag und
beteiligt den Zweckverband hmsichtUch der Verlängenuig der Freistellung.

Wird das wasseiTechtliche Verfahren mit dem Erteilen der Erlaubnis abgesctdossen, kann die
Abwasserentsorgung einzeliier Grundstücke im Hinblick auf die Erteüuag der Baugenehmi-
gmig als dauernd gesichert gelten.

Niederschlagswasserentsorgung

Ein öffentliches Regenwassersystem ist nicht vorhanden.

Gemäß § 39 Abs. 3 Landeswassergesetz Mecklenburg-Vorpommern (LWaGM-V) soU das Nieder-
schlagswasser von demjenigen, bei dem es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschafl:üche und
gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. Das Niederschlagswasser sollte in geeigueten FäHeii
versickert werden. Dabei entfällt die Pflicht zur Abwasserbeseitigung sowie zur Überlassung (§ 40
Abs. 2LWaGM-V).

Der Bau von Anlagen zur Verwertung von unbelastetem Niederschlagswasser bedarfkemer wasser-
rechtlichen Genehmigung (§ 38 Abs. l Nr. 6 LWaG M-V). Die Versickenmg des Niederschlagswas-
sers mittels Versickemngsanlagen stellt gemäß § 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) aber eme Gewäs-
serbenutzung dar und bedarf der Genehmigimg gemäß §§2 und / WHG. AufFordenmg der Unteren
Wasserbehörde des Landkreises Rügen ist dabei der Nachweis der Versickenmgsfähigkeit des
Bodens im Zusammenhang mit der Gnmdstücksgröße zu erbringen.



Energieversorgims

Die Energieversorgung ist für den Satzungsbereich gesichert.

Im Bereich befinden sich Mittelspannungs- und Niederspaimungsanlagen des Energieversorgungs-
imtemehmens FIEVAG. Die Anlagen dürfen nicht imter-/überbaut werden und sind bei Erfbrdenüs
als Baufreünachungsmaßnahme zu verlegen und der HEVAG unentgeltlich zu übergeben. Die Tras-
sen sind grundsätzlich von Bepflanzungen, Aiischüttungen usw. fi-eizuhalten. Die notwendigen An-
Schlüsse an das Versorgungsnetz der HEVAG sind durch Erweiterung der Mittel-/Niederspaimuags-
anlagen möglich. Die Mindestabstände zu den vorhandenen Leitungen sind einzuhalten.

AbfaUentsorgung

Die Abfallentsorgimg ist durch die Nehlsen Entsorgungs GmbH gesichert.

Straß eu erschließune

Die Straßenerschließimg ist für den Satzungsbereich gesichert. Aue vorhandenen und geplanten
Bebauimgen befinden sich an nutzbaren öffentlichen Wegeverbiadungen.

Wärmeteclinisc1ie Versorgung

Die Bereitstellung von Wärmeenergie erfolgt un Satzimgsbereich eigenverantwortlich. Eine zentrale
Lösung ist derzeit nicht geplant.

Femmeldetechnisclie Versorgimg

Die feiiimeldetechmsche Erschließung ist teüweise fiir den Planbereich gesichert.

Im Satzungsbereich liegen Anlagen der Deutschen Telekom AG, die gegebenfalls von Straßenbau-
maßnahmen bei-ührt werden und infolgedessen verändert und verlegt werden müssen. Die Anlagen
sind für die Erschließung der Neubauten zu erweitern.

Damit alle erforderlichen Maßnahmen (Bauvorbereitung, Kabelbestellimg, Kabelverlegung usw.
rechtzeitig eiageleitet werden köimen, ist mindestens 8 Monate vor Baubegüm mit der Deutschen
Telekom AG, Niederlassung Rostock, PF 3151, 18416 Stralsimd, DienststeUe PI1, Telefon (03831)
240-322, Verbindung aufeimehmen.

Eine Beemträchtigung des Richtfuakverkelirs ist nicht zu erwarten.



6. Landschaftspflegerische Belange

Der Bereich der Klarstellimgssatzung mit Abrundung und erweiterter Abnmdung für den Ortsteü
Mursewiek, Bereich Neu-Mursewiek berühit und enthält keine Flächen mit Objekten des Schutzsta-
tus nach § 20 LNatG M-V. Weiterhin enthält die Satzung keine Schutzgebietsflächen und Natur-
denkmale im Sinne der §§13-18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).

Die zu bewertenden und auszugleichenden erweiterten Abnmdimgsbereiche liegen üicht ümerhalb
einer Trmkwasserschutzzone, aber zum Teü m der Küsten- uud Gewässerschutzzone. Für die ei'wei-
teilen Abruüdungsflächen ist m der Satzung abschließend über die erforderlichen Festsetzungen zum
Ausgleich, Ersatz oder zur Minderung der zu erwartenden EiugrifiFe einschließlich der Mögliclikeit
der Zuordnimg von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu entscheiden.

Die Satzung beinhaltet Pflan Tmaßnahmen, um den erfolgten EmgriflTm Natur und Landschafi auszu-
gleichen. Gnmdsätzlich steUen die geplanten Wohnbauten einen Emgriffm Natur uiid Landschaft
dar. Dieser Eingriff m die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes ist so geling wie möglich zu halten
und unvei-meidliche Beemträchtiguigeii sind durch gezielte landschaftpflegerische Maßnahmen aus-
zugleichen (§ 8 Abs. 2 Satz l BNatSchG).

Eingiiffe in Natur und Landschaft sind zu erwarten, indem

Wolmgebäude mit den entsprechenden Nebenanlagen

entstehen.

6.1 Ökologische Bewertung
der erweiterten Abrundungsbereiche

Die Beurteüimg des ökologischen Wertes der Flächen, die bei Realisierung der "Klarstellungssat-
zung mit Abi-imdung und erweiterter Abrunduiig" vom Außenbereich nuitmehr genutzt werden, wur-
de teüweise durch das Ingenieurbüro Weiße, Kaiseritz imd teüweise durch die Ingenieurbüro Timm
GmbH vorgenommen.

Das Ergebnis der Landschaftsdiagnose ist den nachfolgenden Seiten zu entnehmen.
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l. Aufgabenstellung

Es ist geplant, im Ortsteil Mursewiek der Gemeinde Ummanz vier Grundstücke zur Be-

bauung zur Verfügung zu stellen. Die Gesamtfläche hierfür befindet sich im Bereich
Neu Mursewiek und stellt ein geschlossenes Areal mit einer Größe von 4.918 m dar.

Sie schließt sich in südwestlicher Richtung an die bereits vorhandenen bebauten

Grundstücke an (s. Lageplan). Im südlichen Teil des Planungsgebietes befindet sich

bereits eine ältere Hofstelle mit einem Wohnhaus und zwei Nebengebäuden, die in die

Beurteilung mit aufgenommen werden soll.

Ein Betonspurbahnplattenweg führt durch das Gebiet (Wegführung s. Lageplan in Ver-
bindung mit Tabelle l). An seinem Ende auf der südlichen Seite befindet sich eine Flä-
ehe, von der offensichtlich ehemals vorhandene Bebauung entfernt wurde.

Die Aufgabe des Unterzeichners bestand darin, den ökologischen Wert der Flächen vor
Beginn von verändernden Maßnahmen einzuschätzen. Hierbei ist eine differenzierte
Beurteilung der einzelnen Teilflächen notwendig, die den Istzustand des jeweiligen
Areals berücksichtigt. Das Ergebnis der in Auftrag gegebenen Untersuchung soll mit

Grundlage dafür sein, festzustellen, ob sich Ausgleichsmaßnahmen durch die geplante
bauliche und / oder sonstige Umgestaltung des betroffenen Gebietes notwendig machen.

Sind solche notwendigen und gesetzlich vorgeschriebenen Ausgleichsmaßnahmen gebo-

ten, kann ihr Umfang unter Zuhilfenahme des vorliegend analysierten, jetzigen Zustan-

des der Flächen festgelegt werden.

Grundlage der Beurteilung ist ein Bewertungsrahmen für Biotoptypen aus dem Land
Nordrhein-Westfalen, dessen Anwendung von der zuständigen Kreisverwaltung Rügen
(Umweltamt) anerkannt wird.

Zur objektiven Beurteilung des ökologischen Wertes wurden die momentanen Nut-
zungsarten festgestellt und die Wertfaktoren entsprechend des Beurteilungsrahmens
ermittelt. Hierbei wurden Novellierungen (Zu- und Abschläge) bzw. Interpolierungen
(zwischen Wertfaktoren einzelner Biotoptypen) vorgenommen, um die tatsächllichen
Verhältnisse besser zu berücksichtigen und somit den ökologischen Wert der Teilflä-
chen genauer bestimmen zu können.
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2. Flächenbestimmung

Der beigefügte Lageplan zeigt die Flurstücke, auf denen bauliche Veränderungen und

andere Eingriffe in die Natur und Landschaft erfolgen sollen und der Ubersichtsplan die
Einordnung im größeren Rahmen.
Das Untersuchungsgebiet befindet sich in der Gemarkung Mursewiek in der Flur 2 und
umfaßt die Flurstücke bzw. Teile der Flurstücke 10/3 h, 10/3 f, 12/6, 13 und 14.

Zur besseren Übersicht erfolgte eine Benennung der ausgrenzbaren Teilflächen mit na-

hezu identischen Voraussetzungen im zu beurteilenden Sinne mit Großbuchstaben (A-F)

bzw. bei dem vorhandenen Hof (insgesamt mit D gekennzeichnet) je nach Zustand mit

zusätzlichen Ziffern (1-4). Die optische Darstellung der sich somit ergebenden Teilflä-
chen erfolgt übersichtlich im Lageplan (M 1:500). Die Charakteristik der mit jeweils
gleicher Kennzeichnung zusammenfaßbaren Teilflächen ist der Tabelle l zu entnehmen.

3. Flächenzustand

Nach Aussage geologischer Karten setzt sich das Bodeninventar aus Grundmoränensan-
den zusammen, die zumindest vorwiegend von bindigen Erdstoffen des Geschiebeleh-

mes und -mergels unterlagert werden.

Das Untersuchungsgebiet ist bezüglich seiner vorhandenen Vegetation nicht homogen.
In Abhängigkeit von ihrer 'derzeitigen Nutzung bzw. in einem Fall des Zustandes als
Abrißfläche (C) sind Teilflächen mit sehr unterschiedlicher ökologischer Wertigkeit
vorhanden.

Die überwiegende Fläche nördlich des Plattenweges wird derzeit als Acker genutzt, ist
Teil eines Schlages, wo momentan Saatgrasland ist. Der östliche Teil davon wird von
Anwohnern als Grünfläche und Zufahrt genutzt und ist durch eine Windschutzhecke
vom Saatgrasland getrennt. Die Abrißfläche (C) begrenzt südwestlich das Untersu-
chungsgebiet. Mit Einzelbäumen ist die vorhandene Hoffläche bestanden (04). Der Be-
tonspurbahnplattenweg (B) wurde einschließlich Bankette und Straßengraben bewertet.
Vollständig versiegelte Flächen (D|) existieren durch die vorhandenen Gebäude im
Rahmen der vorhandenen Hoffläche (D|^).

Einen Überblick der vorliegend für die in Abhängigkeit vom Zustand / der Nutzungsart
der Flächen verwendeten Bezeichnungen / Bezifferungen gibt die Tabelle l .
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Tabelle l

- Flächenbestimmung -

^aehen-bezetc^vtng:
A

B

c

DI

DZ

Dj
D4
E

F

Zustand/Nutziuigsart

Acker

Betonspurbahnplattenweg

Abrißfläche
durch vorhandene Gebäude versiegelte Flä-
ehe

Natursteinpflasterfläche / -weg

gepflegte Rasenfläche

Einzelbäume

Windschutzpflanzung/Kiefemhecke

unbefestigter Weg

Im folgenden werden die einzelnen Flächenkomplexe näher beschrieben.

- Fläche A ins esamt 1. 922 m2 : S. Eru^ferun^

intensiv bewirtschaftete Ackerfläche

Wertfaktor 0,3

- Fläche B ins esamt 475 m2 :

Betonspurbahnplattenweg mit Bankette und Straßengraben;

die Wertigkeit liegt zwischen versiegelter und Grünlandfläche; sie ist insgesamt mit

einer mit Rasengitterplatten versehenen Fläche vergleichbar

Wertfaktor 0,2

- Fläche C ins esamt 814 m2 : J- Ei-w-lerun^

die Abrißfläche weist keine Vegetation auf; sie muß als durch Bauschuttreste stark

degradiertes Unland eingestuft werden
WertfaktorO,!

Fläche D| ins esamt 349 m2 :

versiegelte Gebäudegmndflächen
Wertfaktor 0,0
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- Fläche Dz ins esamt 320 m2 :

unbefestigt sowie mit Naturstein gepflasterter Weg bzw. gepflasterte Fläche; Pflaster

fläche teilweise etwas überwachsen; ökologisch aufgewertete Pflasterfläche, vergleich-

bar mit Rasengitterfläche
Wertfaktor 0,2

Fläche D3 ins esamt 788 m2

gepflegte Rasenfläche
Wertfaktor 0,4

j~. ^r-w^i

Fläche D ins esamt 100m2 : J. £r^-feru^

fünfStarkbäume, 0 60 cm (vier Eschen und eine Linde);

ein Einzelbaum, 0 30 cm;

Festlegung der Fläche nach Kronenausdehnung;

Wertfaktor 0,8

Fläche E ins esamt 60 m2 : J~. £rve}^run^

Kiefemreihe ca. 2 m breit und 30 m lang, Höhe 2 bis 3 m,

Einstufung als Hecke/NadeIwald

Wertfaktor 0,5

Fläche F ins esamt 90 m2 :

unbefestigter Weg, 3 m breit und 30 m lang
Wertfaktor 0,3

4. Zusammenfassung

Die zusammenfassende Beurteilung der unter Punkt 2 benannten und unter Punkt 3 er-
läuterten Flächen ist der Tabelle 2 zu entnehmen.

Dieser ökologischen Bewertung des Zustandes der Flächen des künftigen Wohngebietes

in Mursewiek, Bereich Neu Mursewiek, vor der Umgestaltung ist eine Bewertung der

Verhältnisse nach Durchführung der vorgesehenen Maßnahmen gegenüberzustellen. Der
dabei gegebenenfalls festgestellte Wertverlust, der einer ökologischen Degradierung des
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Standortes gleichkäme, müßte durch entsprechende Ausgleichsmaßnahmen behoben
werden.

Für nötige Pflanzungen sollten vornehmlich einheimische und standorttypische Gehölze
verwendet werden.

Tabelle 2

ft.
iFIaehen-

bezeicb-

IINUIg

A

B

D,

- Bewertung der untersuchten Flächen -
ieichnun '7

Große Wert- Wert-Zustand ̂ Nutzungsart

Acker

Betonspurbahnplattenweg
^'iehe zu hc^) Nei^keh/crf

n , -^}ü i m

durch vorhandene Ge äude versiegelte Flä-
ehe

D; Natursteinpflasterfläche / -weg

D^ gepflegte Rasenfläche

D4 Einzelbäume

E Windschutzbepflanzung/Kiefemhecke

F unbefestigter Weg

insgesamt

f (~s~'iehe 0^1)

in2 | faktor punkte

1.922

475

320

788

100

60

90

^-7^

0,3
0,2

349 0,0

0,2
0,4
0,8
0,5
0,3

576,6

95,0

64,0

315,2

80,0

30,0

27,0

'»A

IIS^Z

Änderung durch zusätzliche Flächen (Erweitenmg des südlichen Geltmigsbereiches) 3T&

A

c

D3

D4

E

Gesamt Zeichnung l (A +&)

82,5

l 432,5

318

89

78

2000

6104

0,3
0,3
0,4
0,8
0,5

24,8

429,7

127,5

71,2

39,0

6922

l 880,0
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Zusatz zur Landschaft sdiagnose durch Ing.-büro Timm Seite

- Bewertung der untersuchten Fläche (vor der Baumaßnahme) -

Zeichnung 2

Rächen-
bezeich-

nung

Dl

D4
F

H

J

Zustand/ Nutzungsart

Betonweg mit Wendehammer

Baumgi-uppe

unbefestigte Zuwegung
mit Restrasenbeständen

Brachland degradiert durch Wege

gemähte Rasenfläche, teilweise als
Wende- und Stellplatz genutzt

Gesamt Zeichnung 2

Größe Wert- Wert-
faktor punkte

m2

480,0

44,0

120,0

l 636,0

890,0

3 170,0

0,0 0,0

0, 8 35,2

0,3 36,0

0,6 981,6

0,4 356,0

l 0408,8
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6.2 Ermittlung des Wertverlustes
durch die geplanten Baumaßnahmen

Zeichnung l

vor Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

nach Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

(Erfaßt wurden alle Flächen, die eine Umnut-
zung erfahren und somit den Wertfaktor ihres
Biotypus verändern.)

Fläche A

- intensiv bewinschaftete Ackerfläche

2 004, 5 m2 x0, 3 = 601,4 Wertpunkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche A

Anteü für Wobiibebauung mit Nebenanlagen
in einer Höhe wie für reine Wolmgebiete zu-
lässig mit einer GRZ von 0,2

Es ist nur die nördliche Teilfläche A betroffen.

l 922 m2 x 0,2 (GRZ)= 384,4m2

384, 4 m2 x 0,0= 0, 0 WeUpunkte

Restfläche der nördlichen Teilfläche A, die
zu den geplanten Wohngebäuden als Vor- bzw.
Hausgarten anzulegen ist (§ 8 LBauO M-V).

l 537, 6 m2 x0,4 = 615, 1 Wertpunkte

südliche Teilfläche A, die in ihrem Bestand
als zur bewirtschafteten Ackerfläche zuge-
hörig, erhalten wird

82, 5 m2 x 0,3 = 24, 8 Wertpimkte

vorher 601,4 Wertpunkte nachher 640,0 Wertpunkte
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vor Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

nach Ausführung der KIarstellungssatzung
mit Abrunduns und erweiterter Abrunduns

Fläche B

- Betonspurplattenweg mit
Bankett imd Straßengraben

475, 0 m2 x 0,2 = 95, 0 Wertpimkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche B

vorher 95,0 Wertpuiikte

- Die Wegefuhnmg ist die Erschließung fiü-
den gesamten Nutzimgsbereich. EUe Beton-
spurbahnplatten bleiben bestehen. Eine Ver-
ändenmg ist nicht geplant, da sie für die vor-
handene und vorgesehene Nutzung ausreichend
sind und den Anfordenmgen entsprechen.

95, 0 Wertpunkte

nachher 95,0 Wertpunkte

Fläche C

- Abrißfläche, durch Bauschuttreste stark
degradierte Fläche mir geringer Vegetation

Die bewertete Fläche C befindet sich auf den

fiir die Bebauung vorgesehenen Gnmdstücks-
flächen 13 a und 14a, die laut Festsetzungen
mit einer GRZ von 0,25 ümerhalb des Baufen-
sters bebaubar sind.

Gnuidstücksgröße 13 a == 732 m2

14a= 1063m2

Gesamt l 795 m2

GRZ 0,25 x l 075 m2 = 448, 75 m2

Diese nach der GRZ zulässige bebaubare
Fläche wird auf den Fläche C und D4 um-

gesetzt (Einschräükung durch das Baiifenster).

- Für Fläche C ansetzbarer Anteü:

448, 75 m2 - 89, 0 m2 (aus D4) = 359,75 m2

359, 75 m2 x 0,0 = 0, 0 Wertpunkte

- Die Restfläche ist entsprechend § 8 LBauO
M-V als Vor- bzw. Hausgarten zu begrünen,
anzulegen und zu pflegen
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vor Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

nach Ausführung der KlarsteUungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

1432, 5m2 x0, 3= 429, 7 Wertpimkte

Sumine der Wertpunkte
der Fläche C

vorher 429,7 Wertpunkte

l 072,75 m2 x 0,4 = 429, 1 Wertpunkte

nachher 429,1 Wertpunkte

Fläche D l

- durch vorhandene Gebäude versiegelte
Fläche

349 m2 x 0,0 0 Wertpimkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche D l

vorher 0 Wertpunkte

- Es muß vom Bestand der vorhandenen

Gebäude ausgegangen werden.

349 m2 x 0,0 = 0,0 Wertpunkte

nachher 0,0 Wertpunkte

Fläche D 2

- Natursteinpflasterfläche/ -weg

320 m2 x 0,2 = 64, 0 Wertpimkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche D 2

vorher 64,0 Wertpunkte

- Bestand bleibt erhalten

320 m2 x 0,2 =

nachher

64, 0 Wertpunkte

64,0 Wertpunkte
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vor Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrunduns und erweiterter Abrunduns

nach Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

Fläche D 3

- gepflegte Rasenfläche
. 

518m2 dieser Gesamtfläche befinden sich

auf den Flurstücke 13b imd 14b und wer-
den nicht verändert

836m2 x0,4= 334,4 Weitpuakte

. 

Restfläche 270 m2

270 m2 x 0,4= 108.0 Wertpunkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche D 3

- Erhalt des Biotypus (Flurstücke 13b und 14b)

334, 4 Wertpurirte

Anteil fiir Wohnbebauung mit Nebenanlagen
m einer Höhe wie für reme Wohngebiete zu-
lässig mit einer GRZ von 0.2

270 m2 x 0,2 = 54,0 m2

54, 0 m2 x 0,0 = 0,0 Wertpunkte

Festsetzung einer Heckenpflanzung als Aus-
gleich für die vorhandene Hecke an der
Gizmdstücksgrenze zum Flurstück 10/6

2mx 30 m=
60 m2 x 0, 5 =

60m2

30,0 Wertpunkte

Restfläche, die ihren Biotypus behält

156m2 x0,4= 62, 4 Wertpimkte

vorher 442, 4 Wertpunkte nachher 426,8 Wertpunkte
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vor Ausführung der KIarsteUungssatzung
mit Abrundune und erweiterter Abrunduns

nach Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

Fläche D 4

- fünf Starkbäume, d = 60 cm
(4 Eschen, l Linde)
l Einzelbaum d = 30 cm

100 m2 x 0,8 = 80,0 Wertpimkte

- Eschennachwuchs als Baumgruppen

89, 0m2 x 0, 8= 71,2 WertpunJrte

Summe der Wertpunkte
der Fläche D 4

- siud zu erhalten

(gem. Baumschutzverordnung
der DDR)

80,0 Wertpunkte

- befinden sich umerhalb des Baufensters zum

Doppelhaus (13a und 14a)

89, 0 m2 x 0,0 = 0,0 Wertpunkte

vorher 151,2 Wertpunkte nachher 80,0 Wertpunkte

Fläche E

- Windschutzbepflanzuug/ Kiefei-uhecke

60, 0 m2 x 0, 5 = 30, 0 Wertpunkte

- Heckenpflanzung aus Fichten

78,0 m2 x 0, 5 = 39, 0 Wertpunkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche E

- Aufgrund der Lage der Kiefenihecke in-
mitten des Baufensters kaim sie nicht erhalten
werden.

. Abzug för Wohnbebauung m einer Höhe
wie für reine Wohngebiete zulässig mit
einer GRZ von 0,2

60,0 m2 x 0,2 (GRZ) = 12 m2

12, 0 m2 x 0, 0 = 0, 0 Wertpunkte

Restfläche, die zu den geplanten Wohnge-
bäuden als Vor- und Hausgarten anzulegen
ist (§ 8 LBauO M-V)

48, 0 m2 x 0,4 = 19, 2 Wertpuakte

- Diese Heckenpflanzung liegt außerhalb des
festgesetzten Baufensters auf den Flurstücken
13a und 14a und ist als Abgrenzimg zur Acker-
fläche zu erhalten.

39, 0 WertpimJrte

vorher 69,0 Wertpunkte nachher 58,2 Wertpunkfe
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vor Ausführung der KlarsteUungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

nach Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

Fläche F

- unbefestigter Weg
3 m breit, 30 in lang

90, 0 m2 x 0, 3 = 27,0 Wertpunkte

Für die Nutzung der Flurstücke 10/4 und
10/5 wurde eme neue Zufahrt vermessen

(ebenfalls unbefestigter Weg).

Die unbefestigte Hache ist aufzimehmen und
wird teilweise als Fläche für Wohngebäude
wie für reine Wohngebiete zulässig mit einer
GRZ von 0,2 genutzt.

90.0 m2 x 0.2 (GRZ) = 18, 0 m2

18,0 m2 x 0,0 = 0, 0 Wertpimkte

Die Restfläche zu den geplanten Wohnge-
bäuden ist als Vor- und Hausgarten anzu-
legen (§ 8 LBauO M-V).

72, 0 m2 x 0,4 = 28,8 Wertpunkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche F

vorher 27,0 Wertpunkte nachher 28,8 Wertpunkte

Summe aller Biotoppunkte für die Flächen aus der Zeichnung l

vorher 1880,0 Wertpunkte nachher 1821,9 Wertpunkte

auszugleichender
Biotopverlust
l 880,0 - l 821, 9 = 58, 1 Wertpunkte
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Zeichnung 2

vor Ausführung der KlarsteUungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

nach Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrunduns und erweiterter Abrundune

Fläche D l

- Betonweg mit Wendehammer

480, 0 m2 x 0,0 = 0,0 Wertpunkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche D l

vorher 0,0 Wertpunkte

Bei diesem Straßenabschaitt handelt es sich

um die Verkehrserschließimg für das Wohn-
gebiet und erhält für die Zukunft Bestand.

0,0 Wertpunkte

nachher 0,0 Wertpunkte

Fläche D 4

- Baumgmppe

44, 0 m2 x 0, 8 = 35,2 Wertpuukte

Summe der Wertpunkte
der Fläche D 4

vorher 35,2 Wertpunkte

Die Baiungmppe befindet sich ümerhalb des
festgesetzten Baufensters zuni Hurstück
11/31. Es muß davon ausgegangen werden,
daß ein Erhalt dieser Baumgmppe durch die
zukünftige Bebauung üicht gewährleistet wer-
den kann.

44, 0 m2 x 0,0 = 0,0 Wertpunkte

nachher 0,0 Wertpunkte
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vor Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abryndung

nach Ausführung der KlarsteUungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abrundung

Fläche F

- unbefestigte Zuwegung mit Restrasen-
beständen

120,0 m2 x 0, 3 =: 36, 0 Wertpunkte

Die Fläche wird durch die Unmutzimg als
Wohnbaulandgrundstück m dieser Form
nicht mehr verwendet werden. Die Zufahrt
wurde ehemals für das Nebengebäude auf
dem Nachbargnmdstück genutzt.

. möglicher Abgang durch teüweise Lage
der Bewertungsfläche im Baufenster

120, 0 m2 x 0,2 (GRZ) = 24, 0 m2

24, 0 m2 x 0,0 = 0,0 Wertpunkte

. Die Restfläche ist gemäß § 8 LBauO M-V
als Vor- bzw. Hausgarten anzulegen, zu be-
grimen und zu pflegen.

96, 0 m2 x 0,4 == 38,4 Wertpimkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche F

vorher 36,0 Wertpunkte nachher 38,4 Wertpunkte

Fläche H

- Brachland degradiert durch Wege

1636m2 x0,6= 981,6 Wertpunkte

- Anteil für Wohnbebauung mit Nebenanlagen
m einer Höhe wie fiir reine Wohngebiete zu-
lässig mit einer GRZ von 0,2.

l 636, 0 m2 x 0,2 (GRZ) = 327, 2 m2

327,2 m2 x 0, 0 = 0,0 Wertpunkte

- Restfläche, die zu den geplanten Wohngebäu-
den als Vor- bzw. Hausgarten anzulegen ist
(§ 8 LBauO M-V).

l 308, 8 m2 x 0,4= 523, 5 Wertpunkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche H

vorher 981,6 Wertpunkte nachher 523,5 Wertpunkte
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vor Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrundun^ und erweiterter Abrundung

nach Ausführung der Klarstellungssatzung
mit Abrundung und erweiterter Abryndvng

Fläche J

- gemähte Rasenfläche, teilweise als Wende-
und Stellplatz genutzt

890,0 m2 x 0,4= 356,0 Wertpunkte

Summe der Wertpunkte
der Fläche J

- Das Flurstück 11/41 erhält als Straßen-
raiunfläche im weiteren Bestand.

105,0 m2 x 0,4 = 42,0 Wertpimkte

- Anteil für Wohnbebauuag mit Nebenan-
lagen in einer Höhe wie fiir reine Wohnge-
biete zulässig mit einer GRZ von 0,2

785, 0 m2 x 0, 2 (GRZ) = 157, 0 m2

157, 0 m2 x 0,0 = 0,0 Wertpunkte

- Restfläche, die zu den geplanten Wohngebäu-
den als Vor- bzw. Hausgarten anzulegen ist
(§ 8 LBauO M-V).

628,0 m2 x 0,4= 251,2 Wertpimkte

vorher 356,0 Wertpunkte nachher 293,2 Wertpunkte

Summe aller Biotoppunkte für die Rächen aus der Zeichnung 2

vorher l 408,8 Wertpunkte nachher

auszugleichender
Biotopverlust
l 408,8 - 855,1 =

855,1 Wertpunkte

553,7 Wertpunkte
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6.3 Festlegung der
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

6. 3. 1 Ausgleichsma ßn ahmen

Zeichnun

Für den mit dieser Zeichnung erfaßten und unter 5. 2 bewerteten Planbereich hat sich ein auszuglei-
chender Biotopverlust von 58, 1 Wertpuukten ergeben.

Dieser Wertv'eriust kami ümerhalb des "verursachenden" Bereiches ausgeglichen werden.

Mit der Satzung ist dazu festgesetzt worden, daß

auf den neu zur Bebauung aktivieilen Plaüflächenje Grundstück
l mittelkromger emheimischer Laubbauai, Baumschulware, 3 x verpflanzt,
Stammumfang in 1,20 m Höhe gemessen mind. 14 - 16 cm

zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten ist.

Bereclmung:

5 Bäiune mit einem ansetzbaren Kronendurchmesser von 7 m
Fläche je Baum 38, 5 m2

. 

Gesamtfläche für 5 Bäume = 192, 5 m2

Bewertung
192,5 m2 x (0, 8 - 0,4) WertpimJrte = 77,0 Wertpunkte

Mit diesen Pflanzmaßnahmen wird durch die Begünstigten im ei-weiterten Abrundungsbereich der
Ausgleich zum Emgriff erreicht. Die Baumpflanzimgen erhalten auch durch die Tatsache Berechti-
gung, daß umerhalb der betroflTenen Fläche Jimgbäume durch die zukünäigen bauliclien Anlagen
beseitigt werden müssen. Für diese wird somit gleichartiger Ersatz geschafifen.
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Zeichnun 2

Für den mit dieser Zeichnung erfaßten und unter 5. 2 bewerteten Planbereich hat sich ein auszuglei-
chender Biotopverlust von 553,7 Wertpimkten ergeben.

Dieser Wertverlust kann innerhalb des "verursachenden" Bereiches nicht vollständig ausgeglichen
werden.

Mit der Satzung ist zum Ausgleich festgesetzt worden, daß

. auf dem Flurstück 11/ 4l ist ein Solitärbaum als eüihemrischer Laubbaum zu pflanzen
(Starkbaum: Von einem zu erwartenden Kronendurchmesser größer 20 m wurden für die
Berechnung 12 m angesetzt.)
Fläche des Baumes für die Berechnung = 113 m2

Bewertung: 113 m2 x (0, 8 - 0,4) Wertpuakte = 45, 2 Wei-tpunkte

Je Baugnmdstück ist die Pflanzung von 2 mittelkronigen emheimischen Laubbäumen
festgesetzt worden.
(mitteUcromger Baum: Von einem zu erwartenden Kronendurchmesser von 15 - 20 m
wurden für die Berechnung 8 m angesetzt.)
Fläche eines Baumes für die Berechnimg = 50,27 m2

Gesamtfläche für 6 Bäume = 301, 6 ni2

Bewertung: 301,6 m2 x (0, 8 - 0,4) Wertpimlcte = 120,6 Wertpmikte

Damit besteht im weiteren ein noch auszugleicheader Biotopverlust von 387, 9 Wertpuakten. Ein
weiterer sinnvoller Ausgleich ist innerhalb des Geltungsbereiches und vor allem im verursachenden
erweiterten Abi'uadungsbereich (Zeichnung 2) nicht möglich. Aus diesem Grund ist durch die Gte-
meinde Uinmanz Ersatz außerhalb des Geltungsbereiches der Satzung zu erbringen.

6. 3.2 Ersatzmaßnahmen

In der Gemarkung Mursewiek, Flur l, Flurstück 90 bietet sich eine durch Lehmabbau entsstandene
Hohlfoi-m als Ersatzmaßnahme an. Diese Fläche besitzt eine Größe von 6530 m2 und ist als degra-
dierter, vemäßter Laubwald mit Unterwuchs einzustufen.

In der Baumschicht ist die auf feuchten bis nassen Standorten häufig vorkommende Schwarzerle und
Süberweide, aber auch die für feuchte und Waldstandorte imtypische Art Roßkastanie zu finden. Als
Beispiele för die in der Strauch- und Krautschicht anzutrefifenden Arten seien Zweignffliger
Weißdorn, Schwarzer Holunder, Gemeiner Beifaß, Große Breimessel, Wald-Geißblatt, Gemeiner
Efeu, Gundermann imd Scharbockskraut genannt.

Aufgrund des hohlfömugen Charakters wurde die Fläche durch Ablagerungen degradiert. Haupt-
sächlich große Mengen GartenabfäUe, aber auch Plasteflaschen und Styroporstücke befinden sich am
Rand der Hohlfonn bzw. lagern im Wasserbereich. Über schadstofiFbelastete Ablagerungen imd Be-
reiche können keine Angaben gemacht werden. Die Fläche wird aUerdmgs auch nicht im Altlastver-
dachtskataster des Landkreises Rügen, Umweltamt gefülu-t,
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Vor allem durch die GartenabfäUe kommt es zu eiuer Nährstoflfeufülu' m das Gebiet. Ein eutropher
Zustand (zuwachsende Wasserbereiche, Große Breimessel als Stickstofizeiger) ist das Resultat dieser
unnatürlichen Nährstoflfaufuhr.

Aufgi-imd der Größe der Fläche wird durch eine Beräumung und einer fachgerechten Entsorgmig der
Ablagei-ungen auf dem gesamten Bereich ein genügend großer Ersatz geschaflfen. So erfolgt eine
ökologische Aufwertung vom degradierten Laubwald zu einem vemäßten, natumahen Laubwald mit
Unterwuchs.

Nr. Art der Maßnahme wirksame Fläche Wertfaktor Wertzu- Berechng. Wert-
nach der Maß- vorher nachherwachs punkte
nähme in m2

Beräumimg und
fachgerechte Ent-
sorgung des be-
lasteten Bereiches
Gem. Mursewiek,
Flur l
Rurstück 90

6 530 m2 0,8 0,9 0, 1 6530x0,1653,0

Summe der Biotopwertpunkte
der Ersatzmaßnahme 653,0 Wertpunkte

Der ümerhalb des Geltungsbereiches geplante EingrifiFm die Natur kann somit durch die Aufwertung
von Natun-äumen an anderer Stelle ersetzt werden. Die 653,0 Wertpimkte der oben beschriebenen
Maßnahmen ersetzen die 387, 9 Wertpuakte, die m der erweiterten Abnmdimgsfläche nicht ausge-
glichen werden können.



7. Zusammenfassung

Durch die "Klarstelhmgssatzung mit Abrandung und erweiterter Abrundung" nach § 4 Abs. 2 a
BauGB-MaßnahmenG i. V. m. § 34 Abs. 4 Satz l Nr. l und 3 BauGB werden einzelne Außenbe-
reichsflächen mittels erweiterter Abrundung in den Iimenbereich des Ortes Mursewiek embezogen.

Die ei-weiterten Abi-imdimgsflächen sind durch eine überwiegende Wohmiutzung des augrenzenden
Bereiches geprägt. Die Einbeziehung erfolgt ausschließlich zugunsten Wohnzwecken dienender Vor-
haben. Für die einbezogenen Flächen ist nach § 34 Abs. 4 Satz 3 BauGB festgesetzt, daß ausschließ-
lich Wolmgebäude zulässig sind.

Die Bebauung der fi-eien Gnmdstücke im Satzimgsbereich ist möglich und dem Ortsbüd in dieser Re-
gion zuträglich, wobei gerade m diesem schützendswerten Landschaftsbereich sparsam mit Grund
und Boden für Bauzwecke umgegangen wurde.

In der Gemeinde Ummanz besteht ein Bedarf an Bauland för Wohngebäude, der zum Teü über die
geplanten Gnmdstücke abgedeckt werden kami.

Die zu den ei-weiterten Abnmdungsflächen getroflTenen Festsetzungen ermöglichen eme individueüe,
aber der bestehenden Bebauung angepaßte Gestaltuug der Gnmdstücke.

Die Erschließung für den Planbereich ist vorhanden und kann nach konkreten Vorstellungen erwei-
tert und genutzt werden.

Waase, 5. Oktober "; ,. "
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Der Bürgermeister




